- Auftraggeber -

- Auftragnehmer -

BGB-Werkvertrag 
gemäß BGB §§ 631 ff. BGB
1.
Objekt: __________________________________________________________________
2.
Gewerk:
 _________________________________________________________________
3.
Angebot vom: ____________________________________________________________
4.
Abrechnungsart:
(   ) Leistungsvergütung - Einheitspreise


(   ) Leistungsvergütung - Pauschalpreis


(   ) Aufwandsvergütung - Stundenlohn

5.
Vertragssumme: 
geprüfte Angebotssumme

EUR


Änderungen, sonstige Leistungen 

EUR

Zwischensumme:

EUR


Nachlass


EUR

Zwischensumme:


EUR


ges. Mehrwertsteuer


EUR

Bruttoauftragssumme:


EUR
in Worten:                                                                          Euro

gültig bis: 
(ggf. zur endgültigen Fertigstellung und Abnahme, soweit in der Anlage nichts 


anderes geregelt ist).

Stundensätze bei beauftragter Aufwandsvergütung (gilt auch, wenn Zusatzleistungen als Aufwandsvergütung vereinbart sind)

Vorarbeiter

EUR

zzgl. Mehrwertsteuer

EUR



EUR

Facharbeiter

EUR

zzgl. Mehrwertsteuer

EUR


EUR

Helfer

EUR

zzgl. Mehrwertsteuer

EUR


EUR

Die Gesamtvergütung der Stundenlöhne ergibt sich aus den anerkannten Stundenlöhnen unter Berücksichtigung der vertraglichen Abzüge.

Stundenlohnzettel, die die Tätigkeit und die Materialien nachvollziehbar aufzuführen haben, sind bei Bauleistungen unterhalb einer Gesamtvergütung von 10.000,00 € netto arbeitstäglich vorzulegen. Ansonsten sind die Stundenlohnzettel spätestens am Ende der Woche für die Wochenarbeitszeit vorzulegen.

6.
Skonto:

Bei allen Zahlungen innerhalb
von 8 Werktagen
%

von 12 Werktagen 
%
ab Zugang der Rechnungen beim Auftraggeber oder bei der vom Auftraggeber bestimmten Rechnungsprüfungsstelle.
7.
Zahlungsvereinbarungen:

Abschlagszahlungen kann der Auftragnehmer für eine vertragsgemäß erbrachte Leistung in der Höhe verlangen, in der der Auftraggeber durch die Leistung einen Wertzuwachs erlangt hat. Die Leistungen sind durch eine Aufstellung nachzuweisen, die eine rasche und sichere Beurteilung der Leistungen ermöglichen muss (Aufmass). 
Für erforderliche Stoffe oder Bauteile, die angeliefert oder eigens angefertigt oder bereitgestellt sind, können Abschlagszahlungen nur verlangt werden, wenn dem Auftraggeber nach seiner Wahl Eigentum an diesen Gegenständen übertragen oder entsprechende Sicherheit hierfür geleistet wird. 

Weiterhin sind Abschlagszahlungen, wenn ein Vertrag mit einem Verbraucher geschlossen wird, gemäß § 650 m BGB davon abhängig, dass der Auftragnehmer dem Auftraggeber eine Sicherheit in Höhe von 5 % des Vergütungsanspruchs leistet. Erhöht sich der Vergütungsanspruch infolge von Änderungen oder Ergänzungen des Vertrages um mehr als 10 % ist mit der nächsten Abschlagszahlung eine weitere Sicherheit in Höhe von 5 % des zusätzlichen Vergütungsanspruchs zu leisten. 

Der Unternehmer hat das Wahlrecht betreffend der Art der Sicherheit, die entweder durch Bareinbehalt oder durch eine Garantie oder ein sonstiges Zahlungsversprechen eines im Geltungsbereich des BGB zum Geschäftsbetrieb befugten Kreditinstitut oder Kreditversicherers geleistet wird. Die Sicherheit ist als selbstschuldnerische Bürgschaft unter Ausschluss der Vorausklage und des Rechts auf Hinterlegung zu stellen. 

Der Auftragnehmer wird eine Schlussrechnung stellen, die -ausgenommen beim Pauschalvertrag- die Leistung nachvollziehbar beschreibt (Aufmass). Die Stellung einer solchen prüfbaren Rechnung und die mängelfreie Abnahme ist Voraussetzung für die Fälligkeit der Schlussrechnung. Bei vorbehaltenen unwesentlichen Mängeln gilt § 641 Abs. 3 BGB. Der Auftraggeber hat mit Eingang der Schlussrechnung bei ihm oder bei einer mit der Rechnungsprüfung vertraglich bestimmten Stelle einen Zeitraum von 30 Tagen nach Zugang der Rechnung zur Prüfung der Rechnung. 
Nach § 286 BGB ist die Rechnung spätestens 30 Tage nach Zugang fällig und nach Ablauf dieser Zeit nach § 288 BGB zu verzinsen. 
8.
Sicherheitsleistungen und Bürgschaften:


( )
Vertragserfülltungsbürgschaft


( )
Mängelhaftungssicherheit

Ist die Stellung einer Vertragserfüllungsbürgschaft durch den Auftragnehmer vereinbart, so erbringt dieser bei Bauvertragsabschluss eine unbefristete und selbstschuldnerische Bürgschaft eines Deutschen Kreditinstituts oder Kreditversicherers in Höhe von 10 % der Bruttoauftragssumme (vereinbarter Werklohn im Bauvertrag), die unter Verzicht auf die Vorausklage und ohne Hinterlegungsklausel auszustellen und unbefristet zu sein hat. Sie ist mit Fertigstellung und Abnahme rückgabepflichtig. 

Für den Fall, dass eine Mängelhaftungsbürgschaft vereinbart wird, stellt der Auftragnehmer dem Auftraggeber eine Sicherheit in Höhe von 5 % der Schlussrechnungssumme. Diese Sicherheit ist in den Zeitraum der Mängelhaftung zu stellen. 

Hat der Unternehmer das Wahlrecht ausgeübt, bleibt es bei der gewählten Art der Sicherheit. 

Bis zur Entscheidung des Auftragnehmers über die Sicherheit verbleibt es bei einem Bareinbehalt, der von der Schlussrechnungssumme abgezogen wird. 
Die Mängelhaftungssicherheit gilt für den gesamten Zeitraum der Verjährungsfrist für Mängelansprüche und ist rückgabefällig mit Ablauf der Verjährungsfrist, soweit nicht innerhalb der Verjährungsfrist gerügte Mängel unerledigt sind. In diesem Fall hat der Auftraggeber auch nach Ablauf der Mängelhaftungszeit einen Anspruch auf Behalten der Bürgschaft und deren Verwertung.
9.
Bauleistungsversicherung:

Schließt der Auftraggeber eine Bauleistungsversicherung ab, wird sie anteilig einschließlich der jeweiligen Versicherungssteuer auf alle Gewerke im prozentualen Verhältnis der Bruttoschlussabrechnungssumme umgelegt. 
10.
Vertragsstrafe:

Bei schuldhafter Überschreitung vertraglich verbindlicher Zwischenfristen und Fertigstellungsfristen ist je Werktag 0,15 % der Schlussrechnungssumme, höchstens jedoch 5 % der Schlussrechnungssumme als Vertragsstrafe verwirkt. Die Überschreitung verbindlicher Zwischenfristen führt nicht zum Vertragsstrafenanfall, wenn die Fertigstellungsfrist eingehalten wird.

Die Vertragsstrafe kann noch bis zur Schlusszahlung, sofern diese innerhalb der Prüfungsfrist von einem Monat erfolgt, geltend gemacht werden. Der Schlusszahlung gleich steht die Erklärung, dass eine Schlusszahlung verweigert wird. 

Die Geltendmachung eines nachgewiesenen höheren Verzugsschadens bleibt unbenommen. Auf einen solchen Schadensersatzanspruch wird die Vertragsstrafe angerechnet.

Diese Regelung gilt auch für die Überschreitung von einvernehmlich neu festgelegten Terminen.
11.
Mängelansprüche:

Die Mängelansprüche richten sich nach den Bestimmungen der §§ 633 ff. BGB. Danach gilt eine Mängelhaftungsfrist von 5 Jahren ab Abnahme. 

Für Dach- und Abdichtungsarbeiten wird eine Mängelhaftungsfrist von ………..Jahren vereinbart. 

Mängel, die bereits während der Herstellung erkannt werden, hat der Unternehmer unverzüglich zu beseitigen. Kommt er dieser Pflicht nicht nach, kann ihm der Besteller eine angemessene Frist zur Beseitigung des Mangels setzen und nach deren Ablauf den Mangel auf Kosten des Unternehmers beseitigen lassen oder den Vertrag ganz oder teilweise kündigen, wenn er dem Unternehmer erfolglos eine angemessene Frist zur Vertragserfüllung bestimmt und dabei die Kündigung angedroht hat. § 323 Abs. 1 Satz 1 und Absatz 2 BGB sind entsprechend anzuwenden.

12.
Vertragsfristen:

Es werden folgende Einzelfristen vereinbart: 

1. …………………………….

2. …………………………….

3. …………………………….

Die Fertigstellungsfrist wird vereinbart zum …………………….
13. 
Vollständigkeitserklärung

Der Auftragnehmer erklärt, dass die ihm zur Verfügung gestellten Unterlagen und Angaben ausreichend sind, um sämtliche zur Preisbildung erforderlichen Umstände zu erfassen und damit die Leistung abnahmereif und funktionsfähig nach Ausführungsart und Umfang erbringen zu können. Der Auftragnehmer hat die Baustelle und deren Umgebung in Augenschein genommen und sich über die Form und Beschaffenheit der Baustelle, über die Zugangsmöglichkeiten zur Baustelle und ganz allgemein über die Art und der Lieferung und Leistung, die zur abnahmereifen Erbringung erforderlich sind, Gewissheit verschafft.

14. 
Steuerabzug bei Abschlags- und Schlussrechnungen

Gemäß §§ 48 ff. EStG, eingefügt durch das Gesetz zur Eindämmung illegaler Beschäftigungen im Baugewerbe, hat der gewerbliche Auftraggeber von allen Rechnungen (Abschlagsrechnungen und Schlussrechnungen) einen 15 %igen Abzug zu tätigen und an das Finanzamt zu entrichten.

Der Auftragnehmer kann diesen Abzug durch Vorlage einer Freistellungsbescheinigung seines zuständigen Finanzamtes verhindern. Beruft sich der Auftragnehmer auf eine Freistellungsbescheinigung, ist diese in aktueller Form dem Auftraggeber nachzuweisen. Der Auftraggeber wird nur bei Vorlage der Freistellungsbescheinigung vor Fälligwerden einer Rechnung diese berücksichtigen.
15. 
Kündigung aus wichtigem Grund

Gemäß § 648 a BGB können beide Parteien den Vertrag aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist kündigen, wenn dem kündigenden Teil unter Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalls und unter Abwägung der beiderseitigen Interessen die Fortsetzung des Vertragsverhältnisses bis zur Fertigstellung des Werkes nicht zugemutet werden kann. Eine Teilkündigung ist möglich, muss sich aber auf einen abgrenzbaren Teil des geschuldeten Werks beziehen. Die Voraussetzungen einer solchen Kündigung sind in der Regel der Ablauf angemessener Fristen und Nachfristen zur Bewirkung der Leistung bzw. Mitwirkungsverpflichtung. Nach der Kündigung ist gemäß § 648 a BGB eine Leistungsfeststellung notwendig, die innerhalb einer angemessen Frist gemeinsam zu treffen ist. Eine angemessene Frist wird mit 12 Werktagen vereinbart. 
16.
Vertragsänderung

Nach § 650 b BGB kann der Besteller Leistungsänderungen, wie in der Bestimmung aufgeführt, geltend machen. Hierzu ist regelmäßig ein Einvernehmen über die Änderung auch hinsichtlich der Mehr- und Mindervergütung notwendig. Nach § 650 b BGB ist der Auftragnehmer auf eine einseitige Anordnung bei Nichteinigung nur zur Leistung verpflichtet, wenn ihm die Ausführung zumutbar ist. 

Die Vergütungsanpassung ist entsprechend den Bestimmungen des § 650 c BGB vorzunehmen. Danach hat der Unternehmer bei Nichteinigung über den Vergütungsanspruch bei Ausführung der geänderten Leistung einen Anspruch auf Abschlagszahlungen in Höhe von 80 % der Mehrvergütung. 

17. 
Regelungen bei Verbraucherbauvertrag

Handelt es sich bei dem Vertrag um einen Verbraucherbauvertrag, dass sind Verträge, durch die der Unternehmer von einem Verbraucher zum Bau eines neuen Gebäudes oder zu erheblichen Umbaumaßnahmen an einem bestehenden Gebäude verpflichtet wird, gelten folgende Regelungen:
(1)

Die nach § 650 j BGB zu übergebende Baubeschreibung, soweit nicht der Verbraucher die wesentlichen Planvorgaben macht bzw. ein von ihm Beauftragter dafür zuständig ist, ist vor Vertragsabschluss ausgehändigt worden. Der Auftraggeber erklärt, dass die Baubeschreibung, die nach Art. 249 Einführungsgesetz zum Bürgerlichen Gesetzbuch notwendigen Angaben enthält. 
(2)

Die nach § 650 k Abs. 3 BGB notwendigen Angaben zum Zeitpunkt der Fertigstellung des Werks oder der Dauer der Bauausführung werden wie folgt angegeben:


( )
Voraussichtlicher Zeitpunkt der Fertigstellung (Datum)


( )
Voraussichtliche Dauer der Bauausführung (Monate)

Diese Zeitangaben sind nur verbindlich, wenn eine ungestörte Bauausführung erfolgen kann. Für den Fall von Änderungsanordnungen und sonstigen vom Auftragnehmer nicht zu vertretenden Einflüssen auf die Bauzeit durch den Auftraggeber oder durch andere von ihm nicht zu vertretende Umstände (z. B. Wetterlagen), verlängert sich die Bauzeit entsprechend. 
(3) 

Gemäß § 650 m BGB ist dem Verbraucher bei der ersten Abschlagsrechnung eine Sicherheit für die rechtzeitige Herstellung des Werks ohne wesentliche Mängel in Höhe von 5 % der vereinbarten Gesamtvergütung zu leisten. Erhöht sich der Vergütungsanspruch in Folge einer Anordnung des Verbrauchers infolge sonstiger Änderungen oder Ergänzungen des Vertrages um mehr als 10 %, ist dem Verbraucher bei der nächsten Abschlagszahlung eine weitere Sicherheit in Höhe von 5 % des zusätzlichen Vergütungsanspruchs zu leisten. Auf Verlangen des Unternehmers ist die Sicherheitsleistung durch Einbehalt dergestalt zu erbringen, dass der Verbraucher die Abschlagszahlungen bis zu dem Gesamtbetrag der geschuldeten Sicherheit zurückhält. Die Sicherheit kann durch eine Garantie oder sonstiges Zahlungsversprechen eines im Geltungsbreich dieses Gesetzes zum Geschäftsbetrieb befugten Kreditinstituts oder Kreditversicherers geleistet werden. 
(4)
Gemäß § 650 l BGB hat der Verbraucher ein Widerrufsrecht gemäß § 355 BGB.  Der Verbraucher wird hiermit gemäß Art. 249 § 3 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetztbuch über sein Widerrufsrecht belehrt.

(5) Widerrufsrecht
Widerrufsbelehrung bei Verbraucherverträgen
Widerrufsrecht

Sie haben das Recht, binnen 14 Tagen ohne Angaben von Gründen diesen Vertrag zu widerrufen. Die Widerrufsfrist beträgt 14 Tage ab dem Tag des Vertragsabschlusses. Sie beginnt nicht zu laufen, bevor Sie diese Belehrung in Textform erhalten haben. Um Ihr Widerrufsrecht auszuüben, müssen Sie uns, _____________________________________________________*) mittels einer eindeutigen Erklärung (z.B. Brief, Telefax oder Email) über Ihren Entschluss, diesen Vertrag zu widerrufen, informieren.

Zur Wahrung der Widerrufsfrist reicht es aus, dass Sie die Erklärung über die Ausübung des Widerrufsrechts vor Ablauf der Widerrufsfrist absenden.

Folgen des Widerrufs

Wenn Sie diesen Vertrag widerrufen, haben wir Ihnen alle Zahlungen, die wir von Ihnen erhalten haben, unverzüglich zurückzuzahlen. Sie müssen uns im Falle des Widerrufs alle Leistungen zurückgeben, die Sie bis zum Widerruf von uns erhalten haben. Ist die Rückgewähr einer Leistung ihrer Natur nach ausgeschlossen, lassen sich etwa verwendete Baumaterialien nicht ohne Zerstörung entfernen, müssen Sie Wertersatz dafür bezahlen. 
Gestaltungshinweis:
*) hier bitte Namen oder Namen des Auftragnehmerunternehmens, Anschrift und Telefonnummer sowie zusätzlich Telefaxnummer und eMail-Adresse eintragen
18. 
Streitigkeiten 

(1) 


(   ) 
Streitigkeiten werden durch die ordentlichen Gerichte entschieden. 

(   ) 
Streitigkeiten werden unter Ausschluss der ordentlichen Gerichtsbarkeit durch ein Schiedsgericht entschieden. Hierzu vereinbaren die Parteien die Geltung der SOBau in der jeweils aktuellen Fassung, die zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses gilt. Die Schiedsgerichtsvereinbarung wird gesondert in der Anlage 1 zum Vertrag beigefügt. Wird gleichzeitig vereinbart, dass vor Durchführung des Schiedsgerichtsverfahrens eine Schlichtung durchzuführen ist, vereinbaren die Parteien, dass der von ihnen gemeinsam berufene Schlichter bei einem Einzelschiedsgericht als der Schiedsrichter berufen wird. Bei einem Dreierschiedsgericht soll der von den Parteien berufene Schlichter der Obmann des Schiedsgerichts sein. 

(   ) 
Vor Durchführung des Schiedsgerichtsverfahrens wird eine Schlichtung nach SOBau vereinbart. Die Vereinbarung wird mit der Anlage 2 getroffen.

(2)

(   ) 
Bei Zulässigkeit einer Gerichtsstandsvereinbarung gemäß § 38 ZPO ist die Zuständigkeit des Gerichts am Geschäftssitz des Auftraggebers vereinbart. 

(   ) 
Bei Zulässigkeit einer Gerichtsstandsvereinbarung gemäß § 38 ZPO wird die Zuständigkeit des Amtsgerichts/Landgerichts …………………. (Ort) vereinbart. 
19. Weitere Vereinbarungen:

Vertragsgrundlagen sind die Regelungen dieses Vertrages sowie die Bestimmungen des Werkvertragsrechts des BGB gemäß §§ 631 ff. BGB. 

Vertragsgegenstand sind weiterhin, sofern Gegenstand des Angebots oder in einem Protokoll zum Vergabegespräch vereinbart: 

· Besondere Vertragsbedingungen

· Zusätzliche Vertragsbedingungen

· Zusätzliche technische Vertragsbedingungen

· Allgemeine technische Vertragsbedingungen für Bauleistungen

Vertragsbedingungen des Auftragnehmers werden nicht Grundlage des Bauvertrages.Bei Widersprüchen im Vertrag und/oder den Vertragsbedingungen gelten die Vertragsgrundlagen in der nachfolgenden Reihenfolge:

a) 
schriftlicher Bauvertrag nebst individuellen Vereinbarungen nach dem Protokoll zum 
Vergabegespräch;

b) 
Leistungsbeschreibung;

c) 
Ausführungs- und Detailzeichnungen;

d) 
besonderen Vertragsbedingungen;

e) 
etwaige zusätzliche technische Vertragsbedingungen;

f) 
allgemeinen technischen Vertragsbedingungen für Bauleistungen;

Weitere Vereinbarungen zu diesem Vertrag ergeben sich aus dem Protokoll zum Vergabegespräch und diesem Vertrag beigefügte, von beiden Parteien unterzeichneten Anlagen.

20.
Anlagen zum Bauvertrag:

Der Bauvertrag besteht aus       Seiten und           Anlagen. Das Leistungsverzeichnis ist Bestandteil dieses Vertrages.

Die auf den vorherigen Seiten getroffenen Vereinbarungen gelten vorrangig vor den Anlagen zum Bauvertrag sowie vor dem Leistungsverzeichnis.

________________________________
_________________________________


Auftraggeber:

Auftragnehmer:

Datum, Stempel, Unterschrift

Datum, Stempel, Unterschrift

7IF<>8"..."
...
/7IF<>78

=+1
8

8


